
V erfassungsgerichtshof 

Weiter kein Pflegekind für lesbisches Paar aus 
Niederösterreich 
Rechtskomitee LAMBDA (RKL) hofft auf den Verwaltungsgerichtshof 
 
Der Verfassungsgerichtshof hat, wie soeben bekannt geworden, beschlossen, den 
Ausschluss gleichgeschlechtlicher Paare von der Pflegeelternschaft im Bundesland 
Niederösterreich nicht zu beenden. Das Rechtskomitee LAMBDA (RKL), Österreichs 
Bürgerrechtsorganisation für homo- und bisexuelle sowie transidente Frauen und Männer, 
zeigt sich enttäuscht und hofft nun auf den Verwaltungsgerichtshof.  
  
Was beispielsweise in Wien, in der Steiermark, in Oberösterreich und in Tirol möglich ist, wird in 
Niederösterreich verboten. Ein lesbisches Paar wird von vornherein von jeder Pflegeelternschaft 
ausgeschlossen. Die beiden Frauen haben, mit Unterstützung des Rechtskomitees LAMBDA 
(RKL), den Weg zu den Höchstgerichten beschritten. 
 
Miriam Bock und Barbara Huber sind seit Jahren ein Paar und würden gerne ein Pflegekind 
betreuen, wie dies (auch unverheirateten) Paaren gesetzlich möglich ist. Die Adoption von 
Kindern ist ihnen als Paar ja verboten. Sie haben daher im September 2010 bei der 
Bezirkshauptmannschaft St. Pölten die Aufnahme in die Vormerkliste für Pflegekinder beantragt. 
 
 
Sozialpädagogin & Kinderkrankenschwester des Landes Nö 
 
Der Antrag wurde abgelehnt mit der Begründung, dass die beiden nicht gemeinsam biologische 
Eltern eine Kindes sein könnten. Eine elternähnliche Beziehung zu einem Pflegekind sei daher 
ausgeschlossen.  
 
Miriam Bock und Barbara Huber werden daher ausschließlich wegen ihrer 
Gleichgeschlechtlichkeit von der Pflegeelternschaft ausgeschlossen, wie gut oder wie schlecht 
auch immer sie ein Kind betreuen könnten. Ihre Eignung wird gar nicht geprüft, weil sie als 
homosexuelles Paar von vornherein ausgesiebt werden. Dabei ist kaum jemand so gut geeignet 
wie die beiden Frauen. Die eine ist diplomierte Sozialpädagogin in der Kinder- und 
Jugendarbeit; die andere arbeitet seit über 15 Jahren als diplomierte Gesundheits- und 
Kinderkrankenschwester. Beide Frauen betreuen Kinder in Einrichtungen eben des Landes 
Niederösterreich, das sie von der Pflegeelternschaft ausschließt … 
 
 
Landesregierung: „Vater ist der erste Mann im Leben einer Frau“ 
 
Dennoch hat die Niederösterreichische Landesregierung ihre Berufung zurückgewiesen. 
Begründung: die beiden Frauen hätten kein Recht gegen die Verweigerung der Aufnahme in die 
Vormerkliste zu berufen. Das macht die Menschenrechtsverletzung noch gravierender, weil die 
Opfer der Diskriminierung nicht einmal die Möglichkeit hätten, gegen die Diskriminierung 
vorzugehen. Die Aufnahme in die Vormerkliste ist Voraussetzung für die Zuteilung eines 
Pflegekindes. 
 
In den Verfahren vor dem Verfassungs- und dem Verwaltungsgerichtshof hat sich die 
niederösterreichische Landesregierung gar zu der Behauptung verstiegen, dass „Töchter zu 
einem grossen Teil ihr Selbstbild als Frau über den Vater beziehen“, er sei „der erste Mann in 
ihrem Leben, der ihnen das Gefühl gibt, wichtig zu sein … oder ihr vermittelt unwichtig zu sein“ 
… 
 
 
 
 



Keine Pflegeeltern trotz Förderung als Familie 
 
Der Ausschluss von der Pflegeelternschaft ist umso absurder und empörender als das Land 
Niederösterreich andererseits gleichgeschlechtliche Familien als besonders förderungswürdig 
erachtet. Das Nö Familiengesetz behandelt gleichgeschlechtliche Familien als genauso 
förderungswürdig  wie verschiedengeschlechtliche Familien (§§ 3, 3a; ebenso wie das Kärntner 
Familienförderungsgesetz, das gleichgeschlechtliche Familien als „Grundlage der menschlichen 
Gesellschaft“, genauso wie verschiedengeschlechtliche, schützt und fördert (§ 1 Abs. 1 & 2 K-
FFG). 
 
Für die VerfassungsrichterInnen war das alles kein Grund, eine Menschenrechtsverletzung zu 
erkennen. Sie lehnten die Behandlung der Beschwerde ab (VfGH 22.11.2012, B 1038/11,             
B 1187/11). 
 
„Wir sind enttäuscht und hätten uns erwartet, dass das höchste Gericht Österreichs zu der 
Diskriminierung und dem unfassbaren Versuch, sogar jedes Rechtsmittel dagegen 
auszuschließen, klare Worte findet“, sagt der Präsident des RKL und Rechtsanwalt der beiden 
Frauen Dr. Helmut Graupner, „Doch der Kampf ist nicht zu Ende. Der Ball liegt nun beim 
Verwaltungsgerichtshof“. 
 
Das 1991 gegründete Rechtskomitee LAMBDA (RKL) arbeitet überparteilich und überkonfessionell für die umfassende 
Verwirklichung der Menschen- und Bürgerrechte gleichgeschlechtlich l(i)ebender Frauen und Männer. In seinem 
Kuratorium vereinigt es so prominente Mitglieder wie Altbundeskanzler Dr. Alfred Gusenbauer, Nationalratspräsidentin 
Mag. Barbara Prammer, die vormalige Justizministerin Mag. Karin Gastinger, den Ehrenpräsidenten der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates NRAbg.a.D. Dr. Peter Schieder, Volksanwältin NRAbg.a.D. Mag. 
Terezija Stoisits, Bundesrat Marco Schreuder, den vorm. Generaldirektor für öffentliche Sicherheit Dr. Erik Buxbaum, die 
vorm. Präsidentin der österreichischen Richtervereinigung Dr. Barbara Helige sowie die Vorsitzende der FG Grundrechte 
der Richtervereinigung Dr. Mia Wittmann-Tiwald, die Vizepräsidentin der Rechtsanwaltskammer Wien Dr. Elisabeth Rech, 
den vorm. Vorstandsvorsitzenden der D.A.S.-Rechtsschutzversicherung Dr. Franz Kronsteiner, den Präsidenten des 
Weissen Rings Dr. Udo Jesionek, den Generalsekretär von Amnesty International Österreich Mag. Heinz Patzelt, den 
Vizepräsidenten des Verwaltungsrats der EU-Grundrechteagentur Univ.-Prof. Dr. Hannes Tretter und die bekannten 
Menschenrechtsexperten Dr. Lilian Hofmeister und Univ.-Prof. Dr. Manfred Nowak, die Verfassungsexperten Univ.-Prof. 
Dr. Christian Brünner, Univ-Prof. Dr. Bernd-Christian Funk, Univ.-Prof. Dr. Heinz Mayer und Univ.-Prof. Dr. Ewald 
Wiederin, den renommierten Kinder- und Jugendpsychiater Univ.-Prof. Dr. Max Friedrich und die Kinder- und 
JugendanwältInnen von Wien DSA Monika Pinterits und Dr. Anton Schmid, die Sexualwissenschafter Univ.-Prof. Dr. Josef 
Christian Aigner, Univ.-Prof. Dr. Rotraud Perner und Univ.-Lekt. Mag. Johannes Wahala, Life-Ball-Organisator Gery 
Keszler u.v.a.m. Das 15jährige Bestehen des Rechtskomitees LAMBDA (RKL) wurde über Einladung von NRPräs. Mag. 
Barbara Prammer am 2. Oktober 2006 mit einem historischen Festakt im Nationalratssitzungssaal des Parlaments in Wien 
gefeiert. Dieser weltweit ersten Ehrung einer homosexuellen Bürgerrechtsorganisation in einem nationalen Parlament 
wohnten unter den über 500 TeilnehmerInnen auch höchste RepräsentantInnen aus Justiz, Verwaltung und Politik bei 
(http://www.rklambda.at/festakt/index.htm). Seit 2010 ist das RKL Mitglied der Grundrechteplattform der EU-
Grundrechteagentur (www.fra.europa.eu).  
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